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Landessynode

Tagung der Landessynode der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-

Waldeck im Kloster Haydau vom
24. bis 27. November 2014
hier: Schlusstermin für die

Einreichung von Anträgen aus den
Kreissynoden

Die Zehnte Tagung der 12. Landessynode der Evan-
gelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck findet vom
24. bis 27. November 2014 im Hotel Kloster Haydau
in Morschen statt.
Nach § 30 Absatz 1 der Geschäftsordnung der Lan-
dessynode der Evangelischen Kirche von Kurhessen-

Waldeck vom 27. März 1968 (KABl. S. 79) sind An-
träge der Kreissynoden (Artikel 72 Nr. 9 der Grund-
ordnung) spätestens sechs Wochen vor Beginn der
Tagung dem Synodalvorstand einzureichen, damit sie
auf die Tagesordnung gesetzt werden können. Die An-
träge sind schriftlich zu begründen.
Der Schlusstermin für die Einreichung der Anträge ist

Montag, 13. Oktober 2014.

Kassel, den 18. Juli 2014
Präses der Landessynode

Kirchenrat Rudolf S c h u l z e

Kirchengesetze / Verordnungen / Andere Normen

Neufassung der Verfahrensrichtlinien
für den Beratungsausschuss zur

Anstellung von Hilfspfarrern
Der Bischof hat am 30. Juli 2014 „Verfahrensrichtli-
nien für den Beratungsausschuss zur Anstellung von
Pfarrern und Pfarrerinnen im Probedienst“ beschlos-
sen.
Diese Verfahrensrichtlinien werden nachstehend be-
kannt gemacht. Sie ersetzen die bisherigen Verfah-
rensrichtlinien für den Beratungsausschuss zur An-
stellung von Hilfspfarrern vom 15. Januar 1997 in der
Fassung der Änderung vom 17. August 2010 (KABl.
S. 166).

Verfahrensrichtlinien für den
Beratungsausschuss zur Anstellung von

Pfarrern und Pfarrerinnen im Probedienst
Vom 30. Juli 2014

I.
(1)  Zur Beratung des Bischofs oder der Bischöfin bei
der Entscheidung über die Aufnahme von Bewerbern
und Bewerberinnen in den pfarramtlichen Probedienst
ist der „Beratungsausschuss zur Anstellung von Pfar-
rern und Pfarrerinnen im Probedienst“ gebildet wor-
den. Der Ausschuss hat bei seinem Votum folgende
Kriterien zu berücksichtigen:
a) Die Ergebnisse der Ersten und Zweiten Theolo-

gischen Prüfung;
b) die Beurteilung des Predigerseminars;
c) die Beurteilung des Mentors oder der Mentorin;
d) das Ergebnis eines Einstellungsgespräches.

(2)  Der Ausschuss hat dem Bischof oder der Bischöfin
eine Empfehlung für die Aufnahme von Bewerbern
und Bewerberinnen in den pfarramtlichen Probedienst
und eine Rangfolge unter den geeigneten Bewerbern
und Bewerberinnen vorzuschlagen. Die Rangfolge er-
gibt sich aus den individuellen Punktzahlen, die für
alle Bewerber und Bewerberinnen zu ermitteln sind.

II.
(1)  Dem Beratungsausschuss gehören an:
a) der Prälat oder die Prälatin als Vorsitzender oder

Vorsitzende,
b) ein theologisches Mitglied des Landeskirchen-

amtes als stellvertretender Vorsitzender oder
stellvertretende Vorsitzende,

c) das für Pfarrdienstrecht zuständige juristische
Mitglied des Landeskirchenamtes,

d) drei Dekane oder Dekaninnen,
e) der Landespfarrer oder die Landespfarrerin für

Diakonie oder ein anderer in der Diakonie leitend
tätiger Pfarrer oder eine andere in der Diakonie
leitend tätige Pfarrerin,

f) der Landeskirchenmusikdirektor oder die Lan-
deskirchemusikdirektorin oder ein anderer
hauptberuflicher Kirchenmusiker oder eine an-
dere hauptberufliche Kirchenmusikerin und

g) drei nicht theologische Mitglieder der Landessy-
node.

Als Gäste nehmen der Direktor oder die Direktorin des
Predigerseminars, ein Propst oder eine Pröpstin sowie
zwei Pfarrer oder Pfarrerinnen, die als Vikarsmento-
ren oder Vikarsmentorinnen tätig sind, an den Sitzun-
gen des Ausschusses teil. Für jedes Mitglied zu b) bis
g) wird ein stellvertretendes Mitglied berufen.
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(2)  Die Amtszeit des Ausschusses dauert sechs Jahre.
Die ordentlichen und die stellvertretenden Mitglieder
zu Absatz 1 Satz 1 Buchstaben b) bis g) werden vom
Bischof oder von der Bischöfin berufen.
(3)  Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mindes-
tens acht Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse be-
dürfen der Mehrheit der anwesenden Mitglieder.
Stimmenthaltungen sind nicht zulässig. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des oder der Vor-
sitzenden.
(4)  Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Zweifel an
der Unparteilichkeit eines Ausschussmitgliedes zu
rechtfertigen, oder hält sich ein Ausschussmitglied für
befangen, so ist der oder die Vorsitzende des Aus-
schusses hiervon zu unterrichten. Sofern sich das be-
troffene Mitglied nicht selbst einer Mitwirkung ent-
hält, entscheidet der Ausschuss unter Abwesenheit des
betroffenen Mitgliedes über die Befangenheit. Das be-
fangene Mitglied darf bei der weiteren Beratung und
Beschlussfassung nicht anwesend sein.

III.
(1)  Vor dem Einstellungsgespräch mit einem Bewer-
ber oder einer Bewerberin unterrichtet der oder die
Vorsitzende die Ausschussmitglieder über die Ergeb-
nisse der Ersten und Zweiten Theologischen Prüfung
sowie die Berichte des Predigerseminars und des Men-
tors oder der Mentorin.
(2)  Der Bewerber oder die Bewerberin wird zu Beginn
des Vorstellungsgespräches gebeten, den eigenen Le-
benslauf sowie den Verlauf und besondere Schwer-
punkte des Studiums und des Vikariats zu schildern.
Im Anschluss daran leitet der oder die Vorsitzende das
Gespräch mit dem Bewerber oder der Bewerberin ein
über Themen, die sich aus der bisherigen kirchlichen
Verwendung des Bewerbers oder der Bewerberin, ins-
besondere aus den Berichten über die einzelnen Aus-
bildungsstationen ergeben und die mit dem Pfarrdienst
im Zusammenhang stehen. Dabei sollen Fragen ver-
mieden werden, die den Charakter von Prüfungsfragen
einer theologischen Prüfung haben. In den weiteren
Verlauf des Gesprächs können sich auch die anderen
Ausschussmitglieder und die Gäste einschalten.
(3)  Sobald der Bewerber oder die Bewerberin den
Raum verlassen hat, erörtert der Ausschuss das Er-
gebnis des Gespräches. Der Ausschuss hat für alle Be-
werber und Bewerberinnen jeweils eine Bewertung
durch Vergabe von Punkten vorzunehmen. Er kann
daneben beschließen, dem Bischof oder der Bischöfin
die Nichtübernahme des Bewerbers oder der Bewer-
berin in den Pfarrdienst vorzuschlagen.
(4)  Jedes Ausschussmitglied vergibt aufgrund des
Eindruckes aus dem vorangegangenen Gespräch so-
wie der Kenntnis der Examensnoten und der Berichte
des Predigerseminars und des Mentors oder der Men-
torin für jeden Bewerber und jede Bewerberin eine
Punktzahl zwischen 1 und 8. Die Punkte enthalten fol-
gende Bewertungen:

„Die Aufnahme in den Pfarrdienst wird
besonders empfohlen“ = 7 bis 8 Punkte
„Die Aufnahme in den Pfarrdienst wird
empfohlen“ = 4 bis 6 Punkte
„Die Aufnahme in den Pfarrdienst wird
mit Einschränkung empfohlen“ = 2 bis 3 Punkte
„Die Aufnahme in den Pfarrdienst wird
nicht empfohlen“ = 1 Punkt

Es dürfen jeweils nur volle Punktzahlen vergeben wer-
den.
Für alle Bewerber und Bewerberinnen wird die Ein-
zelbewertung für das Einstellungsgespräch ermittelt,
indem jeweils die Summe der von den einzelnen Aus-
schussmitgliedern vergebenen Punkte durch die Zahl
der Ausschussmitglieder, die ihr Votum abgegeben
haben, geteilt wird.
(5)  Über jede Sitzung des Beratungsausschusses wird
ein Protokoll geführt, das die Namen der Anwesenden,
für jeden Bewerber und jede Bewerberin die Themen
des Einzelgesprächs und die Einzelbewertung sowie
die Rangfolge unter den geeigneten Bewerbern und
Bewerberinnen enthält. Empfehlungen des Ausschus-
ses an den Bischof oder die Bischöfin zur Nichtüber-
nahme eines Bewerbers oder einer Bewerberin in den
Pfarrdienst sind mit Begründung in das Protokoll auf-
zunehmen. Einzelne Ausschussmitglieder können ihre
abweichenden Voten zu Protokoll geben. Die Sit-
zungsprotokolle des Beratungsausschusses werden in
einer Generalakte geführt. Auszüge, die die einzelnen
Bewerber und Bewerberinnen betreffen, werden je-
weils in deren Personalakte aufgenommen.

IV.
Die Erste Theologische Prüfung und die Zweite Theo-
logische Prüfung werden berücksichtigt, indem die
Durchschnittspunktzahlen aus diesen Prüfungen (§ 10
Absätze 4 und 5 des Kirchengesetzes über die Erste
Theologische Prüfung; § 20 Absatz 2 Satz 2 des Kir-
chengesetzes über die Zweite Theologische Prüfung)
in Punkte umgerechnet werden. Dabei werden die
Durchschnittspunktzahlen nur bis einschließlich der
ersten Stelle hinter dem Komma einbezogen; alle wei-
teren Stellen werden ohne Rundung gestrichen. Liegt
die Durchschnittspunktzahl bei 5,0, beträgt die Be-
wertung zwei Punkte; diese Punktzahl wird um jeweils
0,06 für jedes Zehntel erhöht, um das die Examens-
durchschnittspunktzahl die Durchschnittspunktzahl
von 5,0 überschreitet. Liegt die Durchschnittspunkt-
zahl der Ersten Theologischen Prüfung unter 5,0, wer-
den für jedes Zehntel, um das die Durchschnittspunkt-
zahl von 5,0 unterschritten wird, 0,06 Punkte abgezo-
gen.

V.
Die Beurteilung des Predigerseminars hat die für die
Eignung zum Pfarrdienst wesentlichen Gesichtspunk-
te zu berücksichtigen. Die Beurteilung ist mit einer der
folgenden Bewertungen zu versehen:
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„Die Aufnahme in den Pfarrdienst wird
besonders empfohlen“ = 7 bis 8 Punkte
„Die Aufnahme in den Pfarrdienst wird
empfohlen“ = 4 bis 6 Punkte
„Die Aufnahme in den Pfarrdienst wird
mit Einschränkung empfohlen“ = 2 bis 3 Punkte
„Die Aufnahme in den Pfarrdienst wird
nicht empfohlen“ = 1 Punkt

Es dürfen jeweils nur volle Punktzahlen vergeben wer-
den.

VI.
(1)  Für alle Bewerber und Bewerberinnen werden je-
weils die Einzelbewertungen aus dem Einstellungsge-
spräch (III.), den beiden Prüfungen (IV.) und dem Be-
richt des Predigerseminars (V.) zu einer Gesamtpunkt-
zahl zusammengefasst. Die Gesamtpunktzahl wird er-
mittelt, indem die drei Einzelbewertungen aus den
Examina und dem Einstellungsgespräch jeweils mit
dem Faktor 3 multipliziert werden und die Bewertung
aus dem Bericht des Predigerseminars addiert wird.
Aus der Gesamtpunktzahl ergibt sich für jeden Be-
werber und jede Bewerberin eine Platzziffer auf der
Liste der Bewerber und Bewerberinnen für den pfarr-
amtlichen Probedienst. Erreichen zwei Bewerber oder
Bewerberinnen dieselbe Gesamtpunktzahl, entschei-
det für die Platzziffer die bessere Gesamtdurch-
schnittspunktzahl aus der Ersten und der Zweiten
Theologischen Prüfung; dabei findet IV. Satz 2 keine
Anwendung. Diese Gesamtdurchschnittspunktzahl er-
gibt sich durch Halbierung der Summe der Einzel-
durchschnittspunktzahlen.
(2)  Der Ausschuss kann mit einer Mehrheit von Drei-
vierteln der anwesenden Mitglieder aus besonderen
Gründen eine Änderung der Rangfolge auf der Liste
der Bewerber und Bewerberinnen beschließen. Dieser
Beschluss ist schriftlich zu begründen.

VII.
Die Empfehlung des Beratungsausschusses ist dem
Bischof oder der Bischöfin alsbald schriftlich vorzu-
legen.

VIII.
Bewerber oder Bewerberinnen, deren Antrag auf
Übernahme in den pfarramtlichen Probedienst der
Landeskirche abgelehnt worden ist, können den An-
trag erneut stellen. Sie gelten als vom Beratungsaus-
schuss für bis zu zwei weitere Male zur Teilnahme am
Übernahmeverfahren empfohlen, sofern nicht im vor-
hergehenden Verfahren der Ausschuss eine Empfeh-
lung zur Nichtübernahme in den Pfarrdienst beschlos-
sen hat. In weiteren Übernahmeverfahren hat der Be-
ratungsausschuss jeweils nach einem erneuten Ein-
stellungsgespräch ein neues Votum nach III. Absatz 3
abzugeben.

IX.
(1)  Diese Richtlinien treten am 1. September 2014 in
Kraft. Zum selben Zeitpunkt treten die Verfahrens-

richtlinien für den Beratungsausschuss zur Anstellung
von Hilfspfarrern vom 15. Januar 1997 außer Kraft.
(2)  Die Amtszeit der am 31. August 2014 amtierenden
Ausschussmitglieder wird bis zum 31. August 2016
verlängert.

Kassel, den 31. Juli 2014
Dr. H e i n

Bischof

Ordnung
für die Fachstelle Zweite Lebenshälfte

im Referat Erwachsenenbildung
Das Landeskirchenamt hat gemäß Artikel 139 Absatz
1 Buchstabe g der Grundordnung der Evangelischen
Kirche von Kurhessen-Waldeck vom 22. Mai 1967
(KABl. S. 19) am 29. Juli 2014 folgende Ordnung be-
schlossen:

Ordnung
für die Fachstelle Zweite Lebenshälfte im

Referat Erwachsenenbildung

§ 1 Grundsätzliches
Die Fachstelle Zweite Lebenshälfte besteht im Referat
Erwachsenenbildung im Dezernat Bildung im Lan-
deskirchenamt der Evangelischen Kirche von Kurhes-
sen-Waldeck. Im Rahmen der landeskirchlichen Bil-
dungsarbeit hat die Fachstelle den Auftrag, die kirch-
liche Arbeit mit und für Menschen in der zweiten Le-
benshälfte zu begleiten, zu fördern und weiter zu ent-
wickeln.

§ 2 Aufgaben der Fachstelle Zweite Lebenshälfte
Die Fachstelle erfüllt ihre Aufgaben in der kirchlichen
Bildung in Fragen des Alters insbesondere durch:
a) Stärkung der gemeindlichen Seniorenarbeit,
b) Fachberatung für Kirchengemeinden und -kreise,

Initiativen, Einrichtungen und kirchliche Ent-
scheidungsgremien,

c) Schulung und Unterstützung freiwillig Engagier-
ter in der Arbeit mit Menschen in der zweiten
Lebenshälfte,

d) Aufbau innovativer Projekte,
e) Beratung in Fragen „Älterwerden im Beruf und

Übergang in die nachberufliche Phase“ für die
Landeskirche als Arbeitgeberin,

f) Vernetzungsarbeit im Gemeinwesen.

§ 3 Personal
(1)  In der Fachstelle arbeiten eine Pfarrerin oder ein
Pfarrer sowie eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter
mit pädagogischer und gerontologischer Qualifikati-
on.
(2)  Der Bischof oder die Bischöfin beruft auf Vor-
schlag des oder der Vorsitzenden des Fachbeirates und
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der Mitarbeitenden der Fachstelle vier nebenamtliche
Beauftragte für die Arbeit der Fachstelle für die Dauer
von vier Jahren.
(3)  Die haupt- und nebenamtlichen Mitarbeitenden
entwickeln gemeinsam mit dem Fachbeirat die Kon-
zeption der Fachstelle weiter.

§ 4 Fachbeirat
(1)  Zur Beratung der Fachstelle beruft der Bischof
oder die Bischöfin einen Fachbeirat.
(2)  Die Amtszeit des Fachbeirats beträgt vier Jahre.
Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtszeit aus,
erfolgt eine Nachberufung für die restliche Amtszeit
des Fachbeirats.
(3)  Mitglieder des Fachbeirats sind:
a) die Leitung des Referats Erwachsenenbildung,

die auch den Vorsitz führt,
b) bis zu sechs weitere Personen aus den für Alters-

fragen relevanten gesellschaftlichen und kirchli-
chen Bereichen.

c) Die Mitarbeitenden der Fachstelle gemäß § 3
nehmen an den Sitzungen mit beratender Stimme
teil.

(4)  Für die Geschäftsführung des Fachbeirats gilt Ar-
tikel 29 der Grundordnung entsprechend mit der Maß-
gabe, dass Fachbeiratssitzungen nach Bedarf, mindes-
tens aber zweimal jährlich, einzuberufen sind.
(5)  Der Fachbeirat hat die Aufgabe, gegenwärtige und
zukünftige Fragestellungen des Gegenstandsfeldes
Alter(n) zu ermitteln. Der Fachbeirat führt den inter-
disziplinären Diskurs und bildet so ein Forum inner-
halb der Landeskirche, in dem Fragen des Alter(n)s
generell ihre Behandlung und Bearbeitung finden kön-
nen.
(6)  Der Fachbeirat ist neben der Zuständigkeit nach
§ 3 Absatz 4 der Ordnung vor Änderungen dieser Ord-
nung und in allen für die Arbeit der Fachstelle wich-
tigen Fragen zu hören.

§ 5 Inkrafttreten, Außerkrafttreten
(1)  Diese Ordnung tritt am Tage nach der Veröffent-
lichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.
(2)  Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung für das
Evangelische Bildungszentrum für die zweite Lebens-
hälfte, Bad Orb vom 29. Mai 2007 (KABl. S. 141) au-
ßer Kraft.

Die vorstehende Ordnung wird hiermit veröffentlicht.

Kassel, den 29. Juli 2014 Landeskirchenamt
Dr. S t o c k

Oberlandeskirchenrat

Ordnung der Landesfrauenkonferenz
der Evangelischen Kirche von

Kurhessen-Waldeck

1. Zweck und Aufgaben
1.1 Die Landesfrauenkonferenz stellt sich die Aufga-
be, die Frauenarbeit in der Landeskirche zu fördern
und zu stärken, Mitverantwortung zu übernehmen für
die Gestaltung des kirchlichen Lebens und Impulse zu
geben für eine christliche Lebensgestaltung in unserer
Zeit.
1.2 Die Landesfrauenkonferenz beteiligt sich an der
Planung, Durchführung und Auswertung der Frauen-
arbeit. Sie unterstützt und berät die gemeindebezogene
Frauenarbeit im Referat Erwachsenenbildung. Die
Landesfrauenkonferenz ist ein Beiratsgremium im Re-
ferat Erwachsenenbildung. Als solches hat sie Anteil
an der Darstellung, Verantwortung und Vertretung der
Frauenarbeit nach innen und außen.
1.3 Sie ist Forum für den Erfahrungs- und Informati-
onsaustausch sowie den Meinungsbildungsprozess in
allen die Frauen betreffenden Fragen.
1.4 Sie erarbeitet Stellungnahmen zu aktuellen Fragen
und empfiehlt geeignete Maßnahmen im Rahmen der
Frauenarbeit.
1.5 Sie sucht Kontakt und Austausch mit anderen
kirchlichen Gremien und anderen kirchlichen und au-
ßerkirchlichen Frauenvertretungen.
1.6 Sie ist bei der Berufung des Leiters oder der Lei-
terin des Referates Erwachsenenbildung zu hören.
1.7 Sie kann über die Leiterin oder den Leiter des Re-
ferates Erwachsenenbildung im Vorstand Anträge an
das Dezernat Bildung richten, die die Frauenarbeit be-
treffen.
1.8 Die Delegierten der Landesfrauenkonferenz wis-
sen sich der landeskirchlichen Frauenarbeit verpflich-
tet. Sie geben deren Angebote, Anregungen und In-
formationen in ihren Kirchenkreis/ihre Arbeitsgrup-
pen weiter und stellen so die Verbindung zwischen der
Landeskirche und den Mitarbeiterinnen der Frauen-
gruppen des Kirchenkreises her. Sie bemühen sich um
eine Unterstützung und Aktivierung der Frauenarbeit
im Kirchenkreis. Sie sind Ansprechpartnerinnen für
die Frauengruppen und die hauptamtlichen Sprengel-
beauftragten.

2. Mitgliedschaft
2.1 Jeder Kirchenkreis entsendet eine Delegierte und
eine Stellvertreterin für vier Jahre in die Landesfrau-
enkonferenz. Von seit 2011 fusionierten Kirchenkrei-
sen können bis zu drei Stellvertreterinnen entsendet
werden. Über die genaue Anzahl der Stellvertreterin-
nen, die gewählt werden, entscheidet die Sprengelbe-
auftragte in Abstimmung mit den bisherigen Dele-
gierten der fusionierten Kirchenkreise. Bei Verhinde-
rung wird die Delegierte von ihrer Stellvertreterin
bzw. einer ihrer Stellvertreterinnen vertreten.
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Die Kandidatinnen werden durch Kirchenvorstände,
die Kirchenkreis-Veranstaltungen „Maria, Eva & Co“
und die Sprengelbeauftragten benannt. Die Kandida-
tinnen müssen der Evangelischen Kirche von Kurhes-
sen-Waldeck angehören, im Kirchenkreis wohnen und
dürfen das Höchstalter von 70 Jahren nicht überschrit-
ten haben. Sie werden durch Wahlfrauen gewählt. Das
sind für jeden Kirchenkreis:
a) ein Mitglied aus jedem Kirchenvorstand des Kir-

chenkreises,
b) bis zu zwei Gemeindeglieder aus jeder Gemein-

de, die vom Kirchenvorstand benannt werden,
c) bis zu fünf Frauen aus dem Kirchenkreis, die von

der Sprengelbeauftragten benannt werden.
Die Wahl findet im Frühjahr eines jeden Wahljahres
bei der Veranstaltung der Frauenarbeit auf Kirchen-
kreis-Ebene statt.
Das Mandat der Delegierten erlischt durch Wegzug
aus dem Kirchenkreis, Niederlegung oder Tod. In die-
sem Fall tritt ihre Stellvertreterin bis zur Neuwahl ei-
ner Nachfolgerin an ihre Stelle. Die Neuwahl soll bei
der nächsten Veranstaltung der Frauenarbeit auf Kir-
chenkreis-Ebene durchgeführt werden. Der Neuwahl
bedarf es nicht, wenn der Verlust des Mandats inner-
halb des letzten Jahres der Amtszeit eintritt.
2.2 Arbeitskreise, Frauengruppen, die einen besonde-
ren inhaltlichen Schwerpunkt der Frauenarbeit vertre-
ten (z.B. Weltgebetstag), können an den Vorstand der
Landesfrauenkonferenz den Antrag zur Aufnahme ei-
ner Delegierten stellen, wenn dieser Arbeitsschwer-
punkt von gesamtkirchlicher Bedeutung ist. Der An-
trag gilt als angenommen, wenn der Vorstand dem zu-
stimmt.
2.3 Evangelische Frauenverbände oder Frauenorgani-
sationen können beim Vorstand der Landesfrauenkon-
ferenz die Aufnahme einer Delegierten in die Landes-
frauenkonferenz beantragen. Der Antrag gilt als an-
genommen, wenn der Vorstand dem zustimmt.

3. Organe
3.1 Die Organe der Landesfrauenkonferenz sind:
a) der Vorstand
b) die Mitgliederversammlung.

4. Der Vorstand
4.1 Der Vorstand besteht aus:
a) der Vorsitzenden
b) der stellvertretenden Vorsitzenden
c) der Schriftführerin
d) den Beisitzerinnen
e) der Leitung des Referates Erwachsenenbildung

oder einer von ihr benannten Sprengelbeauftrag-
ten mit beratender Stimme.

4.2 Die Mitgliederversammlung wählt aus dem Kreis
der Delegierten die Vorsitzende, ihre Stellvertreterin
und eine Schriftführerin. Aus dem Kreis der Delegier-

ten und ihrer Stellvertreterinnen können bis zu drei
Beisitzerinnen gewählt werden, sodass jeder Sprengel
im Vorstand vertreten ist. Der Vorstand wird für die
Amtszeit der Landesfrauenkonferenz auf vier Jahre
gewählt. Die Wahlen erfolgen getrennt und geheim.
Zweimalige Wiederwahl ist möglich. Die Mitglieder
des Vorstands bleiben im Amt, auch wenn sie während
der Amtszeit der Landesfrauenkonferenz ihren Wohn-
sitz innerhalb der EKKW wechseln.

5. Mitgliederversammlung
5.1 Der Mitgliederversammlung gehören an:
a) die gewählten Delegierten bzw. ihre Stellvertre-

terinnen der Kirchenkreise
b) die Vertreterinnen evangelischer Frauenverbän-

de oder Frauenorganisationen aus dem Bereich
der EKKW

c) die Vertreterinnen inhaltlicher Arbeitsschwer-
punkte d-f gehören der Mitgliederversammlung
mit beratender Stimme an

d) die Leitung des Referates Erwachsenenbildung
e) je eine Sprengelbeauftragte der Frauenarbeit aus

dem Referat Erwachsenenbildung aus jedem
Sprengel und hauptamtliche Mitarbeiterinnen,
die einen Arbeitsschwerpunkt vertreten

f) die Pfarrerinnen mit Zusatzauftrag und die be-
auftragten Pfarrerinnen für Frauenarbeit aus den
Kirchenkreisen.

Der Dezernent oder die Dezernentin für Bildung kann
jederzeit an den Sitzungen der Mitgliederversamm-
lung teilnehmen.
Der Vorstand kann Gäste zur Mitgliederversammlung
einladen.
5.2 Die Mitgliederversammlung wird von der Vorsit-
zenden bzw. bei Verhinderung von ihrer Stellvertre-
terin einberufen und geleitet. Die Einladung ergeht
schriftlich vierzehn Tage vor der Sitzung unter Anga-
be der Tagesordnung. Die Mitgliederversammlung ist
beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Dele-
gierten anwesend sind. Sie fasst ihre Beschlüsse mit
einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Von
den Sitzungen werden Protokolle angefertigt, die alle
Mitglieder erhalten. In der Regel sollen jährlich zwei
Sitzungen stattfinden.
5.3 Außerordentliche Sitzungen müssen einberufen
werden, wenn ein Viertel der Mitglieder dies bean-
tragt.
5.4 Für besondere Aufgaben können Arbeitsgruppen
bzw. Ausschüsse gebildet werden. In den Arbeits-
gruppen bzw. Ausschüssen können weitere, der Mit-
gliederversammlung nicht angehörende Personen be-
rufen werden.

6. Änderung
Änderungen der Ordnung sind mit Zweidrittelmehr-
heit der anwesenden Mitglieder zu beschließen.
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7. Inkrafttreten
Die Ordnung wird von der Mitgliederversammlung
beschlossen. Sie tritt mit Genehmigung des Landes-
kirchenamtes in Kraft.

Das Landeskirchenamt hat die von der Landesfrauen-
konferenz am 14. Juli 2014 beschlossenen Änderun-
gen der Ordnung der Landesfrauenkonferenz der

Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck am
29. Juli 2014 genehmigt.
Die geänderte Ordnung wird hiermit veröffentlicht.

Kassel, den 29. Juli 2014 Landeskirchenamt
Dr. S t o c k

Oberlandeskirchenrat

Satzungen

Satzung des Kirchenkreises
Fritzlar-Homberg

Die Kreissynode des Kirchenkreises Fritzlar-Hom-
berg hat in ihrer Sitzung am 15. März 2014 die fol-
gende Erprobungssatzung gemäß Artikel 85a der
Grundordnung beschlossen:

Satzung des Kirchenkreises
Fritzlar-Homberg

§ 1
Für die Erfüllung der im Kirchenkreis Fritzlar-Hom-
berg wahrzunehmenden Aufgaben sind die in der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck gel-
tenden Rechtsvorschriften, insbesondere die Bestim-
mungen der Grundordnung anzuwenden, soweit nicht
diese Satzung abweichende Regelungen enthält.

§ 2
Organe des Kirchenkreises sind die Kreissynode und
der Kirchenkreisvorstand.

§ 3
(1)  Die Kreissynode setzt sich zusammen aus:
1. den Pfarrerinnen und Pfarrern, die innerhalb des

Kirchenkreises ein Gemeindepfarramt verwalten;
wird eine Gemeindepfarrstelle durch zwei Pfarre-
rinnen oder Pfarrer gemeinsam versorgt, hat der
Kirchenvorstand eine dieser Personen in die Kreis-
synode zu wählen,

2. zwei landeskirchlichen Pfarrerinnen oder Pfarrern,
die von den landeskirchlichen Pfarrerinnen und
Pfarrern der Pfarrkonferenz des Kirchenkreises aus
ihrer Mitte gewählt werden; die Dekanin oder der
Dekan lädt zu der Sitzung ein und leitet sie,

3. den von den Kirchenvorständen nach Absatz 2 zu
wählenden Laienmitgliedern,

4. den gewählten und berufenen Mitgliedern der Lan-
dessynode, die im Kirchenkreis ihren Wohnsitz
haben,

5. mindestens sechs und höchstens zehn Mitgliedern,
die der Kirchenkreisvorstand aus dem Kirchen-
kreis beruft.

(2)  Die Kirchenvorstände - bei Kirchspielen die ver-
einigten Kirchenvorstände - wählen in die Kreissyno-
de doppelt so viele Laienmitglieder, wie die Gemeinde
oder das Kirchspiel Pfarrstellen mit vollem Dienst-
umfang hat. Pro Gemeindepfarrstelle mit einge-
schränktem Dienstumfang wird nur ein Laienmitglied
gewählt; Dekanstellen sowie mit einem Zusatzauftrag
oder mit einem weitergehenden Auftrag verbundene
Pfarrstellen gelten als Stellen mit eingeschränktem
Dienstumfang. Sätze 1 und 2 gelten nicht für Kirchen-
gemeinden und Kirchspiele mit mehr als 2.000 Ge-
meindegliedern; in diesen Kirchengemeinden und
Kirchspielen wählen die Kirchenvorstände bei bis zu
3.500 Gemeindegliedern drei, bei über 3.500 Gemein-
degliedern vier Laienmitglieder.
(3)  Für jedes Mitglied nach Absatz 1 Ziffern 2, 3 und
5 ist eine Stellvertretung zu wählen bzw. zu berufen.
Im Falle des Absatzes 1 Ziffer 1 Halbsatz 2 ist die nicht
gewählte Person die Stellvertretung.

§ 4
(1)  Dem Kirchenkreisvorstand gehören drei Geistli-
che und vier Laien als ordentliche Mitglieder an:
1. die Dekanin oder der Dekan,
2. die stellvertretende Dekanin oder der stellvertre-

tende Dekan,
3. das vorsitzende Mitglied der Kreissynode,
4. drei von der Kreissynode zu wählende Laienmit-

glieder; hinzu tritt ein weiteres Laienmitglied, falls
das vorsitzende Mitglied der Kreissynode ein
geistliches Mitglied ist, und

5. ein von der Kreissynode zu wählendes geistliches
Mitglied, sofern das vorsitzende Mitglied der
Kreissynode ein Laienmitglied oder ein Mitglied
nach Ziffern 1 oder 2 ist.

(2)  Die Amtszeit des Kirchenkreisvorstandes endet
mit der Konstituierung der neuen Kreissynode.
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§ 5
Abweichend von Artikel 81 Absatz 3 Satz 1 der
Grundordnung wählen die Kirchenvorstände der Kir-
chengemeinden Fritzlar und Homberg jeweils ein Mit-
glied als kirchengemeindliche Mitglieder in den Fin-
dungsausschuss zur Berufung der Dekanin oder des
Dekans des Kirchenkreises.

§ 6
Übergangsregelungen

(1)  Solange das Kirchenkreisdekanat aus zwei Deka-
ninnen oder Dekanen besteht, gelten abweichend von
§§ 4 und 5 sowie Artikeln 81 bis 85 der Grundordnung
die Regelungen der nachstehenden Absätze.
(2)  Die Dekaninnen oder Dekane gehören dem Kir-
chenkreisvorstand als Mitglieder im Sinne von § 4
Absatz 1 Ziffern 1 und 2 an.
(3)  Die Dekaninnen und Dekane sind für die kirchli-
che Ordnung im Kirchenkreis verantwortlich und neh-
men diese Aufgaben nach Maßgabe dieser Satzung
und einer von der Kreissynode zu beschließenden Ge-
schäftsordnung in kollegialer Weise wahr. Einer De-
kanin oder einem Dekan werden der Vorsitz und die
Geschäftsführung im Kirchenkreisvorstand übertra-
gen; sie oder er wird von der anderen Dekanin oder
dem anderen Dekan im Vorsitz und in der Geschäfts-
führung vertreten. Vertreter der Dekaninnen oder De-
kane ist das dritte geistliche Mitglied im Kirchenkreis-
vorstand.
(4)  Der geschäftsführenden Dekanin oder dem ge-
schäftsführenden Dekan obliegt insbesondere die Ver-
tretung des Kirchenkreises in der Öffentlichkeit, die
Vorbereitung und Durchführung der Sitzungen des
Kirchenkreisvorstandes, die Ausführung der Be-
schlüsse des Kirchenkreisvorstandes sowie die Visi-
tation und geistliche Betreuung der funktionalen
Dienste des Kirchenkreises, der anderen Dekanin oder
dem anderen Dekan obliegt die Visitation der Kir-
chengemeinden einschließlich der Vorbereitung und
Leitung der Gemeindekonvente, die geistliche Betreu-
ung der Kirchengemeinden, die Aufsicht über die
Amts- und Lebensführung der Gemeindepfarrerinnen
und -pfarrer und der Vikarinnen und Vikare, die
Durchführung von Personalentwicklungsgesprächen
der Gemeindepfarrerinnen und -pfarrer sowie die Vor-
bereitung und Leitung der Pfarrkonferenzen und der
Pfarrkonvente. Im Übrigen wird die Zuständigkeit der
Dekaninnen und Dekane durch die Geschäftsordnung
nach Absatz 3 geregelt.
(5)  Für die erste Kreissynode nach Inkrafttreten dieser
Satzung werden die Mitglieder der Kreissynode nach
§ 3 Absatz 1 Ziffer 5 von den vereinigten Kirchen-
kreisvorständen der Kirchenkreise Homberg und
Fritzlar bestimmt.

§ 7
Diese Satzung tritt am 1. Januar 2014 in Kraft.

Die vorstehende Satzung ist vom Rat der Landeskirche
genehmigt worden und wird hiermit bekanntgemacht.

Kassel, den 24. Juli 2014 Landeskirchenamt
Dr. H e i n

Bischof

Änderung der Satzung des
Zweckverbandes

Evangelischer Kindertagesstätten
Volkmarsen

Die Verbandsvertretung des Zweckverbandes Evan-
gelischer Kindertagesstätten Volkmarsen hat in ihrer
Sitzung am 26. März 2014 eine Änderung der Satzung
des Zweckverbandes beschlossen.
Diese ist gemäß § 16 Absatz 1 des Kirchengesetzes
über die Gesamt- und Zweckverbände in der Evange-
lischen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom Landes-
kirchenamt genehmigt worden und wird nachfolgend
bekanntgemacht.

Kassel, den 24. Juli 2014 Landeskirchenamt
Dr. O b r o c k

Oberlandeskirchenrat

Die Satzung des Zweckverbandes Evangelischer Kin-
dertagesstätten Volkmarsen vom 17. April 2012
(KABl. 2013 S. 87) wird wie folgt geändert:
1. In § 1 Absatz 5 Satz 2 wird der 2. Halbsatz gestri-

chen
2. In § 4 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „ebenfalls"

gestrichen
3. In § 6 Absatz 4 wird das Wort „drei“ durch das

Wort „zwei“ ersetzt
4. § 8 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„Dem Verbandsvorstand gehören an:
1. das vorsitzende Mitglied der Verbandsvertre-

tung
2. das stellvertretende vorsitzende Mitglied der

Verbandsvertretung
3. ein weiteres von der Verbandsvertretung aus

ihrer Mitte zu wählendes Mitglied.
Für jedes Mitglied ist eine Stellvertretung zu wäh-
len.“

Diese Änderungen treten am Tage nach der Veröf-
fentlichung im Kirchlichen Amtsblatt der Evangeli-
schen Kirche von Kurhessen-Waldeck in Kraft.
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Urkunden

Urkunde
über die Umwandlung der 1. Pfarrstelle

Am Richtsberg zu Marburg
(Emmauskirche)

Gemäß Artikel 51 Absatz 2 der Grundordnung der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck vom
22. Mai 1967 (KABl. S. 19) wird folgender Beschluss
gefasst:

I.
Die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Am Richts-
berg zu Marburg (Pfarrstelle mit Dreiviertel-Dienst-
auftrag) wird in eine Pfarrstelle mit halbem Dienst-
auftrag umgewandelt.

II.
Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.

Kassel, den 26. Mai 2014 Der Bischof
In Vertretung

L.S. N a t t
Prälatin

Bekanntmachungen

Bildung des Schlichtungsausschusses
nach dem Kirchengesetz über das

Verfahren zur Regelung der
Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter im
kirchlichen und diakonischen Dienst

- Arbeitsrechtsregelungsgesetz -
vom 25. April 1979 (KABl. S. 70)

Die Arbeitsrechtliche Kommission hat in ihrer Sitzung
am 17. Juli 2014 gemäß § 13 Absätze 1, 4, 5 und 6 des
Kirchengesetzes über das Verfahren zur Regelung der
Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiter im kirchlichen und
diakonischen Dienst vom 25. April 1979 – ARRG –
(KABl. S. 70) anstelle der ausgeschiedenen bisherigen
Funktionsträgerin für die restliche Amtszeit der am-
tierenden Arbeitsrechtlichen Kommission

Frau
Richterin am Arbeitsgericht
Dr. Esther Graf
Ständeplatz 19
34117 Kassel
(zurzeit Bundesarbeitsgericht Erfurt)

zur stellvertretenden Vorsitzenden des Schlichtungs-
ausschusses nach dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz
gewählt.

Kassel, den 22. Juli 2014 Landeskirchenamt
Dr. K n ö p p e l

Vizepräsident

Auflösung des Zweckverbandes
Evangelische Jugendarbeit in der

Region Waldkappel
Die Zweckverbandsvertretung des Zweckverbandes
Evangelische Jugendarbeit in der Region Waldkappel
hat in ihrer Sitzung am 2. Juli 2014 die Auflösung des
Zweckverbandes beschlossen. Dieser wird zum
31. Dezember 2014 aufgelöst.
Gemäß § 2 Absatz 6 des Kirchengesetzes über die Ge-
samt- und Zweckverbände in der Evangelischen Kir-
che von Kurhessen-Waldeck vom 18. März 1969
(KABl. S. 25), zuletzt geändert durch Kirchengesetz
vom 23. November 2005 (KABl. S. 218), wird die vom
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Landeskirchenamt genehmigte Auflösung des Zweck-
verbandes bekanntgemacht.

Kassel, den 6. August 2014 Landeskirchenamt
J o e d t

Oberlandeskirchenrat

Außergeltungsetzen von Dienstsiegeln
hier: Evangelischer Kirchenkreis

Hanau-Land, Evangelischer
Kirchenkreis Hanau-Stadt

Die Dienstsiegel der bisherigen Evangelischen Kir-
chenkreise Hanau-Land und Hanau-Stadt wurden auf-
grund des Zusammenschlusses der Kirchenkreise zum
Evangelischen Kirchenkreis Hanau außer Geltung ge-
setzt.

Kassel, den 24. Juli 2014 Landeskirchenamt
Dr. O b r o c k

Oberlandeskirchenrat

Außergeltungsetzen eines Dienstsiegels
hier: Zweckverband Evangelische

Jugendarbeit in der Region
Waldkappel

Das Dienstsiegel des Zweckverbandes Evangelische
Jugendarbeit in der Region Waldkappel wird aufgrund
der Auflösung des Zweckverbandes zum 31. Dezem-
ber 2014 außer Geltung gesetzt.

Kassel, den 6. August 2014 Landeskirchenamt
J o e d t

Oberlandeskirchenrat

Aus-, Fort- und Weiterbildung

Meldung zur Zweiten Theologischen
Prüfung

Herbst 2015

Prüfungsamt
der Evangelischen Kirche von

Kurhessen-Waldeck
für die

Zweite Theologische Prüfung
- Geschäftsstelle -

Die Gesuche um Zulassung zur Zweiten Theologi-
schen Prüfung (Herbst 2015) sind bis zum 10. Januar
2015 an den Vorsitzenden des Prüfungsamtes der
Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck für die
Zweite Theologische Prüfung, Wilhelmshöher Allee
330, 34131 Kassel, einzureichen.
Gemäß § 2 des Kirchengesetzes über die Zweite Theo-
logische Prüfung vom 9. Juli 1970 in der Fassung der
Bekanntmachung vom 16. Januar 2002 (KABl. S. 24)
zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 28. No-
vember 2007 (KABl. 2008 S. 41) sind dem Gesuch
folgende Unterlagen beizufügen:

1. handgeschriebener Lebenslauf mit Übersicht über
den Ausbildungsgang

2. Geburtsurkunde
3. Zeugnis der allgemeinen Hochschulreife oder ei-

ner als gleichwertig anerkannten Hochschulzu-
gangsberechtigung

4. Zeugnis über die bestandene Erste Theologische
Prüfung

5. Angabe des thematischen Schwerpunktes im Er-
fahrungsbericht

6. Angaben zu den mündlichen Prüfungen in den Fä-
chern „Biblische Theologie“ und „Systematische
Theologie“

7. Katechese aus dem Pädagogischen Praktikum mit
Bewertung

Die Vorlage der Unterlagen ist entbehrlich, soweit
diese bereits dem Prüfungsamt vorliegen.
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Personal- und Stellenangelegenheiten

Personalia
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Für Pfarrerinnen und Pfarrer gelten die Regelungen
des Pfarrdienstrechts.
Auskunft erteilt Frau Regine Haber-Seyfarth unter Te-
lefon: 0561 1095-3313.
Bewerbungen richten Sie bitte bis zum 19. Septem-
ber 2014 an den Theologischen Vorstand der

Diakonie Hessen
Herrn Landeskirchenrat Horst Rühl
Kölnische Straße 136
34119 Kassel.

Stellenausschreibung der
Evangelischen Kirche in Hessen und

Nassau

Stadtjugendpfarrer/in für Frankfurt am Main
Der Evangelische Regionalverband Frankfurt am
Main sucht zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine/n

Stadtjugendpfarrer/in für Frankfurt am Main.
Frankfurt am Main ist eine spannende und dynamische
Stadt; hier leben Menschen unterschiedlicher kultu-
reller und religiöser Kontexte. Die Evangelische Kir-
che setzt sich für die Integration aller Bewohner in die
Stadtgesellschaft ebenso ein wie für eine interkultu-
relle Öffnung der eigenen Arbeitsfelder. So versteht
sie sich auch als große Jugendhilfeträgerin der Kinder-
und Jugendarbeit missionarisch herausgefordert, der
nachwachsenden Generation von Kindern und Ju-
gendlichen das Evangelium von Jesus Christus glaub-
würdig in Worten und Taten zu verkündigen.
Haben Sie Lust in verantwortlicher Position mitzuar-
beiten?
Als Stadtjugendpfarrer/Stadtjugendpfarrerin in
Frankfurt sind Sie zuständig für die Koordination des
Arbeitsbereichs der evangelischen Kinder- und Ju-
gendarbeit sowie für die Vertretung der Belange von
Kindern und Jugendlichen gegenüber Stadt, Kirche
und Öffentlichkeit. Zum Arbeitsbereich der Kinder-
und Jugendarbeit gehören auch Offene Kinder- und
Jugendclubs, Einrichtungen der Jugendhilfe in Frank-
furter Schulen, Projekte der Jugendsozialarbeit und
beruflichen Qualifizierung, die Jugendkulturkirche
sankt peter und die Zusammenarbeit mit freien evan-
gelischen Jugendwerken.
Als Leiter des Evangelischen Stadtjugendpfarramtes
Frankfurt am Main stehen Ihnen pädagogische Refe-
renten/innen und Verwaltungsmitarbeiter/innen zur
Seite. Das Amt hat die Aufgabe der Fachberatung, der
Aus- und Weiterbildung der Ehrenamtlichen, der Be-
gleitung des gemeindepädagogischen Dienstes, der
Durchführung besonderer Veranstaltungen sowie der
Geschäftsstelle für die Evangelische Jugend Frankfurt
am Main. Als Pfarrer/in sind Sie hier insbesondere für
Gottesdienst, Seelsorge, theologische Reflexion und
pädagogische Konzeptentwicklung zuständig.

Über den Arbeitsbereich der Kinder- und Jugendarbeit
können Sie sich informieren auf der Homepage der
Evangelischen Jugend Frankfurt am Main unter
www.ejuf.de. Die Aufgaben der Stadtjugendpfarräm-
ter entnehmen Sie bitte der Kinder- und Jugendord-
nung der Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau
(Rechtssammlung der EKHN, Nr. 250 §§ 22-24 über
www.ekhn.de).
Von Ihnen werden erwartet
- Berufserfahrung als Gemeindepfarrer/in, in der

Kinder- und Jugendarbeit und in Personalführung,
- Kenntnisse evangelischer Bildungs- und Jugend-

hilfekonzepte sowie gründliche theologische Ar-
beit,

- Freude in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen
sowie mit den ehrenamtlichen und hauptamtlichen
Mitarbeitenden des Arbeitsbereiches,

- Leitungskompetenzen und ein hohes Maß an Kom-
munikations- und Konfliktfähigkeit,

- Interesse an Geschäftsführung und die Bereitschaft
zur Übernahme von Budgetverantwortung.

Die Pfarrstelle wird für die Dauer von sechs Jahren
besetzt. Wohnen am Dienstort ist erwünscht; eine Mit-
arbeiterwohnung kann gegebenenfalls durch den
Evangelischen Regionalverband zur Verfügung ge-
stellt werden.
Für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an
Pfarrer Jürgen Mattis, Leiter des Fachbereich I: Bera-
tung, Bildung, Jugend im Evangelischen Regionalver-
band Frankfurt am Main, Telefon: 069 92105-6671,
juergen.mattis@frankfurt-evangelisch.de.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 30. Sep-
tember 2014 an die

Evangelische Kirche in Hessen und Nassau
Referat Personalservice Kirchengemeinden
und Dekanate
Paulusplatz 1
64285 Darmstadt.

Stellenausschreibungen der EKD

Auslandsdienst weltweit
An etwa 100 Orten weltweit befinden sich mit der
EKD verbundene evangelische Gemeinden, in die die
EKD Pfarrerinnen und Pfarrer entsendet. Hier finden
Menschen deutscher Sprache, die vorübergehend oder
dauernd im Ausland leben, eine religiöse und kultur-
elle Heimat.
Das Kirchenamt der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) sucht zum 1. August bzw.
1. September 2015 für die Dauer von in der Regel
sechs Jahren

Pfarrerinnen/Pfarrer/Pfarrerpaare,
die im Ausland tätig sein möchten.

Kirchliches Amtsblatt der Evangelischen Kirche von Kurhessen-Waldeck - 8/2014   217



Es handelt sich um folgende Stellen:
- Dublin (Kennziffer 2059)
- Edinburgh (Kennziffer 2060)
- Oslo (Kennziffer 2061)
- Gran Canaria (Kennziffer 2062)
- Lissabon (Kennziffer 2063)
- Madrid (Kennziffer 2064)
- Moskau (Kennziffer 2065)
- Nairobi (Kennziffer 2066)
- Melbourne (Kennziffer 2067)
- Peking (Kennziffer 2068)
- Abuja/Lagos (Kennziffer 2069)
Unter www.ekd.de/international/auslandsdienst/stel-
lenausschreibungen.php erhalten Sie die Ausschrei-
bungsunterlagen und ausführliche Informationen über
die jeweilige Pfarrstelle. Bitte geben Sie die entspre-
chende Kennziffer ein. Gern können Sie Bewerbungen
für mehrere Gemeinden einreichen.
Gesucht werden Pfarrerinnen/Pfarrer/Pfarrerpaare mit
öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der Glied-
kirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in der
Leitung eines Gemeindepfarramtes.
Für weitere Informationen steht Ihnen Frau Heike
Stünkel-Rabe (Telefon: 0511 2796-126, E-Mail: hei-
ke.stuenkel-rabe@ekd.de) zur Verfügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 1. Oktober
2014 an:

Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD / HA IV
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de
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